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Zur heutigen Struktur des Fernsprechwesens 
Vün F. Ein b eck, Köln 

Die Aufg.abe der Nachrichtendienste, Diener der Volkswirtschaft zu sein, ist nicht 
nur eine allgemeine Forderung. Das Postverwaltungsgesetz der Bundesrepublik 
Deutschländ vüm 24. 7. 1953 'enthält in § 2 die ausdrückliche Bestimmung, daß 
bei der Ldtung der Verwaltung der Deutschen Bundespost den Interessen der 
deutschen ViQlkswirtschaft Rechnung zu tragen ist (1) *. _ 
Im gesamten Nachrichtenverkehr Westdeutschlands ist den elektrischen Schnel1~ 
nachrichtendiensten, die heute unter dem Begriff "Fernmeldewesen" zusammen~ 
gefaßt werden, bereits 50 % des V,erkdlrsvoillmens zugefallen; _ in der Schweiz 
beträgt dieser Anteil schon rd. 70 % (2). Fernsprecher ilmd Telegraph spielen 
im V,erkehrswesen und in der Wirtschaft eine bedeutende, 10ft sogar ausschl~g'" 
gebende RiQlle. Wenn der Satz gilt, _ daß der V,erkehr der Schrittmacher der 
V,olkswirtschaft ist, SiQ darf das Fernmeldewesen als Schrittmacher des V'erkehrs 
bezeichnet werden, wie ,eine mehr als hundertjährige Entwicklung zeigt. Die 
modernen Eisenbahn"" Schiffs", und Luftverkehrsverbindungen hängen in stärk~ 
stern Maße vün der Leistungsfähigkeit der Nachrichtenverbindung.en ab. Die 
Verbrdtung -und Benutzung von Fernsprech~ und Telegrapheneinrichtungen im 
Geschäfts", und Privatleben wächst von Jahr zu Jahr. 
,V,on allen Zweigen des Fernmeldewes,ens hat der Fernsprecher den wichtigsten 
Platz :eingenümmen. Die Fernmeldegebühren, die etwa 1 % des Nettosozial", 
produktes zu F.aktorkosten betragen, bestehen zu 90 % aus F,ernsprechgebühren. 
Die Belastung der deutschen Volkswirtschaft mit Unkosten an Fernsprech", 
gebühr-en beträgt zwar weniger als ein halbes Proz,ent ,der Gesamtumsätze. Ist der 
Anteil der Fernsprechgebühren zahlenmäßig nur klein und auch von gering<!m 
Einfluß auf die Unkostenseite der Produktion, so stellt doch der Fernsprech~ 
dienst dn wichtiges Produkti:onsmittel mit steuernder Funktion dar. 
In fast 80 Jahren, die seit der Einführung des öffentlichen. Fernspr,echdi,enstes­
vergangen sind, haben die nationalen und internationalen Fernsprechdienste 
einen lerheblichen Strukturwandel mitgemacht. In der Zdt seit ,dem Ende des 
2. Weltkrieges hat der Ausbaugrad der Fernsprechnetze dne :außergewöhnliche 
Steigerung 'erfahren. Die technische und betriebliche Struktur des Fernsprech~ 
dienstes ist seit längerem infplge technischer Neuerungen im Flusse. Verbesse~ 
rungenhedeutender Art sind in der Einführung begriffen ,oder geplant. Ihr,en 
Einfluß richtig abzuschätzen und in der Netzplanung auf lange Sicht, die dne 
wirtschaftliche Maßnahme 'ersten Ranges darstellt, rationelle und weit v,oraus'" 
schauende Lösungen zu finden, macht es erforderlich, die heutige Struktur des 
Fernsprechdienstes in mganisatorischer, technischer und betrieblicher Hinsicht 
zu untersuchen und die Möglichkeiten der weiteren Entwicklung zu prüfen. 

Helutigea.- Ausbau dea.- Fernsprrechnetze 
In :der ,Wdt :bestehen derzeit 112-113 MilHonen ,Sprcchstdlen (Summe der 
Haupt'" und Nebenanschlüsse und ~veiteren Sprechapparate) in öffentlichen 

*) Die 7,ahlcn in () hpzidlün R-icll auf <Iin Li'ieral.nrungahl'1l ,nn Ell<lc <I1'g Al1fsnI.7,ps, 
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Netz'en (3). Die Sprechstellen privater Netze ,ohne Zugang zu den öffentlichen 
Netzen bleiben hier außer Betracht. In den letzten Jahren betrug die jährliche 
Zunahme -etwa 6 % für die Wdt, in der Bundesrepublik 8 % als Folge der Be~ 
seitigung von Kriegsschäden und als Nachholbedarf. 

Die vorhandenen Sprechstellen v,erteilen sich kontinental mit 
64 % auf Amerika, 
29 % auf Europa, 

4'0/0 auf Asien,! 
3 % auf Afrika, Australien und Ozeanien. 

Auf die Vlerdnigien Staaten von Nordamerika ,entfällt mehr als die Hälfte aUer 
SprechsteUen der Wdt. Erst in weitem Abstande folg'en Großbritannien, Kanada, 
W,estdeutschland und andere ,europäische Länder. 
Einen bess,eren Einblick als die bloße Anzahl der ,Sprechstellen v,ermittelt der 
W,ert der Sprechstellendichte, die als die Zahl der ~prechstdLen auf 100 Ein~ 
wohner definkrt ist. Dieser Wert beträgt für die ganz,e Erde derz,eit 3,7 bis 3,8 
und steigt in den Ländern mit dem stärksten Ausbau der Fernsprecheinrichtun", 
gen bis auf 34. Einzelheiten; vermittelt die nachstehende Uebersicht. 

Land SprechsteUendichte Land SprechstdLendichte 
Verdnigte Staaten 34 Belgien 10 
Schweden 31 Westdeutschland 8 
Kanada 27 Frankreich 7 
Schweiz 25 Italien 5 
Dänemark 20 Spanien 4 
Norwegen, 17 P-ortugal 3 
Großbritannien 14 Griechenland 2 
Niederlande 11 

Für die K:ontinente erg,eben sich folgende Zahlenwerte: 
Nordamerika 33.1 Afrika 0.6 
Mittelamerika 1.3 Asien 0.3 
Südamerika 2.1 Australien mit Ozeanien 16.0 
Europa 5.2 

Bes:ondere Beachtung verdient die statistische Betrachtung der F,ernsprechver" 
hältnisse in den Großstädten der Welt. Sü haben z. B. in den USA mehr als 
100 Städte due Fernsprechdichte über 30, währ'end zahlreiche Großstädte in vielen 
Ländern due Dichte von 40 bis 50 ~prechstellen auf 100 Einwohner -erreichen. 
Hierzu die nachstehende Uebersicht: 

In USA: 

B9 3 

Washington 
L:os Angdes 
San Francisco 
Albany 
New Ymk 
Dallas 
Cleveland 
Oakland 
Chicago 

64.2 
60.3 
56.5 
50.2 
48.3 
47,2 
45.8 
45.8 
45.5 

Pmtland 
Pittsburgh 
Boston 
Philadelphia 
Kansas City 
DetDoit 
Milwaukee 
Baltimore 

45.4 
44.4. 
44.4 
43.6 

, 43.4 
40.7 
39.2 
36.2 
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In Kanada: 
T,oDOnto 44.4 Ottawa 38.8 
Victoria 41.8 Montreal 36.0 
Vanoouver 39.4 \X'innipeg 36.0 

Die hohen Dichtezahlen n'Ordamerikanischer Grüßstädte werden in Europa nur 
v'On Stockholm und einer Anzahl Großstädte der Schweiz ,erreicht. Die wich~ 
tigsten Zahlen sind folgende: 

In Eurüpa: 
Stockholm 
Bern 
Basel 
Genf 
Luzern 
Lausanne 
Zürich 
Helsinki 
Mailand 
, Küpenhagen 
Oslo 
London 
Paris 
Brüssel 
Rom 
den Haag 
Wien 
Madrid 

54.9 
52.1 
52.0 
51.0 
49.4 
45.4 
45.1 
37.0' 
34.9 
33.6 
32.9 
32.8 
30.2 
26.2 
22.6 
18.4 
15.6 
13.2 

In Westdeutschland: 
Bonn 
Düsseldorf 
Frankfurt 
Hamburg 
Stuttgart 
Köln 
München 
Bremen 
Karlsruhe 
Hannover 
Berlin West 

17.9 
17.3 
16.1 
16.0 
14.2 
14.0 
13.7 
13.4 
13.2 
13.0 
11.4 

Für die weite Streuung der Sprechstellendichte in Kontinenten, I Ländern und 
Städten sind 'eine Reihe von Gründen maßgebend, die als Fakt'Or,en v,erschie" 
dener, Art und unterschiedlicher Bedeutung die Fernsprechentwicklung nach" 
haltig !beeinflussen. Es seien genannt: 
1. Das natürliche Gesetz der Entwicklung 
2. ' Die Bevölkenmgszunahme, , ' 
3. D~r Grad der wirtschaftlichen Erschließung und Entwicklung, 
4. Die Wirtschaftsstruktur ' 
5. Die Ausdehnung der W'Ohngebiete und der Anteil des in' Großstädten leben" 

den Bevölkerungsanteiles, , 
6. D~r L,ebensstandard der Bevölkerung, 
7. Dle V,erbesserung des Fernsprechdienstes. 

Die Zahlen der .Sprechs~el1endichte lassen den Schluß zu, daß die Entwicklung 
des F'ernsprechdlenstes, m der Wdt n'Och lange nicht abgeschlossen ist. Eine 
Sättigung ist noch nirgends feststellbar. ' 

Die ~rage, weJc~e Grenzwerte für Sprechstellenzahl und Spr,echsteUendichte in 
den lemzelnen Landern und in der Wdt erwartet werden können, läßt sich am 
besten am Beispiel der USA, 'dem Lande der stärksten Verbreitung des Fern" 
sprechers, beantworten. D'Ortentfallen auf Geschäftsanschlüssle 30 % un'd .iuf 
W,ohnungsanschlüsse 70 % der Sprechstellen. Dies Verhältnis, das für deutsche 
Verhältniss,e ,erstaunlich ist, weil hier der Anteil der, Wohmmgsanschlüsse n'Üch 
nicht 10°/" erreicht, erklärt gleichzeitig den huhen Wert der Dichte. Insgesa~nt 
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haben 74 % der 48 Millionen Haushaltungen der USA Fernsprechanschluß; 
in deD: 10 größten Ortsnetzen sind 82 Sprechstellen ,auf 100 Haushaltungen zu 
je 3 Pers'Onen v'Orhanden. Somit wäre an sich ein Zugang von 12 Millionen 
Sprechstellen in Wohnungen möglich. Dabei macht sich in den USA aber schon 
die T,endenz bemerkbar, in größeren Haushaltungen mehrere Sprechstellen dn" 
zurichten. Die amerikanischen Fernsprechfirmen pr'Opagieren die Aufstellung 
zusätzlicher Spr,echstellen in allen Räumen und empfehlen für Haushaltungen und 
Bauernhöfe, die ,auch bereits zu 50 010 Fernsprechanschluß besitzen, F,ernsprech" 
anlagen mit mehreren Sprechstellen. Sicher darf auch ein erheblicher AnsHeg 
bei den Geschäftsanschlüssen erwartet werden. 
Ueberschlägt man den Einfluß einer solchen Entwicklung, S'O ,ergibt sich nicht 
'Ohne weiteres 'ein 'oberer Gr~nzwert für die Sprechstellendichte. \X'ie oben ge" 
zeigt wurde, liegt in zahlreichen amerikanischen und auch einigen 'euDopäischen' 
Grüßstädten die Dichte sch'Onheute zwischen 40 und 55. In den USA sollte 
dnc Dichte von 50-60 für die meisten größeren Städte bald erreichbar s.ein, 
während die Dichte für das gesamte Land einem W,ert zwischen 45 und 50 zu" 
zustreben scheint (4). Es muß hier bereits festgestellt werden, daß den großen 
amerikanischen Fernsprechgesellschaften außer den Betriebseinnahmen auch 'er" 
hebliche Anleihemittel zur Deckung des Kapitalbedarfs für die Netzerweiterung 
zur Verfügung stehen. Bei steigender Anzahl der Sprechstellen werden bei all" 
gemeiner R,entabiHtät des Fernspr,echdienstes, die eine V,oraussetzung ist, diesen 
Fernsprechun~ernehmen immer l'eichere Kapitalien zur Verfügung stehen und 
das Ansteigen der Fernsprechdichte fördern, wahrend in den Ländern mit niedri" 
ger Spl'echstellendichte, zu denen W,estdeutschland gerechnet werden :muß, die 
für den Ausbau nötigen Kapitalien in dem erforderlichen Umfange f.ehlen. . ' 
Die Entwicklung in Westdeutschland ist infolge der Kriegs.ereignisse zurück" 
geblieben. Bei ungestörtemVerlauf wäre heute eine SprechstellendiChte von etwa 
12-14 zu erwarten gewesen, so daß im Fernsprechdienst die Verhältnisse den 
britischen vergleichbar wären. Nimmt man eine gleichmäßige W-eiterentwick" 
lung der Wirtschaft und einen gleichbleibenden Fernsprechtarif an', so kommt 
man auf extrapolierte Zunahmezahlen von jährlich 8 U,'O bei den Hauptanschlüssen' 
lind 10 % für die Summe aller Sprechstellen. Für ,einen Zeitraum von 10 Jahren 
steigen dann die Hauptanschlüsse auf die 2,18"fache Zahl, die Sprechstellen auf 
die 2,65~fache (5).1 Bis zum lahr'e 1967 ',könnte Westdeutschland den Stand 
der Fernspl'echentwicklung ,erreichen, ,~en die Schweiz bereits zu· Ende 1953 
besaß. Auch die ISpr,echsteUendichte in den deutschen Gwßstädten, z. B. in 
Düsseldorf, Frankfurt und Hamburg, würde dann mit Zahlen zwischen 40 lind 45 
den heutigen Stand in zahlreichen Großstädten der Wdterreichen. 

Der Benutzungsgrad der Fernsprechnetze 
Die Weltf,ernsprechstatistik der A. T. & T. enthält f'Olgende Angaben 
Gespräche je Einwohner: 

übel' die 

Land Zahl der Gespräche je Einwohner 

Kanada 
USA 
Schweden 
Schweiz 
Argentinien 
Australien 

,im Ja~_r_e 1955 
450 
410 
405 
180 
175 
130 
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Land Zahl der Gespräche je Einwohner 
im Jahre 1955 

Japan 125 
Niederlande 90 
Italien 85 
Gl"oßbritannien 80 

. Spanien 80 
Westdeutschland 60 
Frankreich 50 

Die gl'Oßen Unterschiede sind zum Teil aus der verschiedenen $prechstellen" 
dichte zu erklären, wenn man unterstellt, daß die Zahl der Gespräche je Ein" 
wohner linear mit der Dichte ansteigt. Es ist aber auch zu berücksichtigen, daß 
die Höhe des Sprechstellenanteiles in Großstädten lüer -eine bedeutende Rolle 
spielt, weil der Fernspr,echdienst solch gmßer Ortsnetz-e zum Ortsgebührentarif 
abgewickdt werden kann und inf.olgedessen ein höherer Anreiz zur Führung 
v,on Gesprächen gegeben ist, als wenn die Verbindung,en zum höher,en ;Fern" 
gebühren tarif hergestellt werden müssen. Ferner muß die Sprechstellenstruktur 
berücksichtigt werden. In Westdeutschland beträgt das V,erhältnis zwischen 
Haupt" und Nebenanschlüss-en etwa 1.2 und sinkt in gl"oßen Städten bis auf 1.0 
ab. In Ländern mit zahlreichen W,ohnungsanschlüssen steigt das Verhältnis auf 
2-3 an. In den oben angegebenen Zahlen des Gesprächsverkehrs ist der interne 
Verk,ehr der Nebenstellenanlagen nicht enthalten. In Ländern mit stark -ent" 
wickelter Nebenstellentechnik, wie z. B. W,estdeutschland, wird deshalb dn 'er" 
heblicher Verkehrs anteil nicht, gewertet, der bei der verhältnismäßig riiedrigen 
Zahl v'Ün Hauptanschlüssen besonders ins Gewicht fällt. Auch der Pauschtarif 
für Ortsgespräche, der in einer Reihe v'Ün Ländern besteht, bietet einen bes,on" 
deren Anreiz zur vermehrten Führung v,on Gesprächen. 

Für die AnschlußleHung-en der Ortsnetz-e ist nur bei höher-en Gesprächszahlen 
die V,erk'ehrsbelastung von Bedeutung. In solchen Fällen müssen für denselben 
Fernspl"echteilnehmer weitere Anschlüss:e dngerichtet werden. ,Auf eine An" 
schlußleitung ,entfallen in W'estdeutschland nur id. 1500 Gespräche im Jahr (6). 
Allerdings ,erfordert jeder neue Hauptanschluß eine weitere Anschlußteitung zur 
Vermittlungsstelle, die für 95 % der Anschlüsse bereits dn Wählamt ist. Eine 
Ausnahme bildet zwar der Gemeinschaftsanschluß, der zum Anschluß v'Ün zwei 
Teilnehmern nur ,eine Anschlußleitung ,erfordert. J:ed'Üch wird dieser Vorteil 
durch zusätzliche technische Aufwendungen der DBP und die Mindereinnahme 
an Grundgebühr,en beeinträchtigt. Auch in den USA, wo zahlreiche "multi" 
party"lines" bestehen, ist die Umwandlung in Einzdanschlüsse dn wichtiges 
Ziel der Fernsprechgesellschaften (7). Nimmt der V,erkehr ,zu, werden aber 
sogleich alle Leitungswege des F,ernsprechnetzes betroffen, die z. B. als Ver" 
bindungsleitung,en zwischen den Wählämterneines Ortsnetzes .oder als Fern" 
leitungen mehreren ,oder aUen Teilnehmern zur Verfügung stehen. Für den Netz" 
ausbau ist demnach die Zunahme der Orts" und Ferngespräche v'Ün ausschlag" 
gebender Bedeutung. Die Zunahme der letzten Jahre, betrug bei den Orts" 
gesprächen 7 % und bei den Ferngesprächen 12 0/0. Auf das Wachstum in 
10 Jahren umgerechnet steigen die Ortsgespräche auf die 1,95Aache Zahl, die 
Ferng,espräche hingegen auf das Dreifache der heutig,en. 

Im Bundesgebiet werden pro Tag und Teilnehmer 2 Orts" und 9,4 F'enigespräche 
geführt. Die Ausnutzung der Teilnehmereinrichtung,en ist also noch s,ehr gering. 
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Für das Verhältnis von Orts" zu Ferngesprächen ist die Ortsnetzgröß,e der be" 
stimmende Faktor. Mit zunehmender Ortsnetzgröße steigt der Anteil der Orts" 
gespräche, während die Zahl der Ferngespräche abnimmt. 
Der F,erndienst in der Bundesr-epublik 'ist auf dne möglichst wartezeitlose Ver::< 
kehrsbedienung ausgerichtet. "Der Anteil der V,erbindungen, die im Sdbstwähl::< 
ferndienst (SWFD) abgewickelt Iwe~den, beträgt b~reits 65 0/0. Der .restliche 
Fernverkehrsanteil wird zwar handv,ermittelt, ist aber zu mehr als 80 % ,e'benfalls 
'wartezeitlos, weil ,er in der Betriebsform des Sof'Ürtdienstes geboten wird. 
Der handv,ermittdte F,erndienst teilt die F,erngespräche nach Zonen ein. Nach 
dem, derz,eitigen Tarif werden -eine Nahzone und 8 Fernzonen unterschieden. 
Die Nahzone ,erstreckt sich' bis zu einer Entfernung von 10 km, währ,end -di-e 
8 Fernwnen von 10 bis über 300 km gelten. Bei dner Entfernung von mehr 
als 300 km läuft die Gebührenstaffelung aus. Für ein gewöhnliches G~spräch 
wird jeweils die Gebühr für eine Dauer von 3 Minut,en ,erhoben. Die Gebühr 
für jede überschießende Minute beträgt ein Drittd dieser Gebühren (8). 
Der Netzaufbaudes Selbstwählferndienstes (SWFD) und die Technik der 
Zonen" und Gesprächsz-eiterfassung macht -eine andere Gebührenstaffdung er" 
forderlich. Innerhalb -eines Knotenamtsbereichs, der einem Durchmesser von 
etwa 50 km ,entspricht, wirq die Gebühr -einheitlich nach der Nahzone berechnet. 
In zahlreichen Fällen wird deshalb das Ferngespräch verbilligt. Für Gespräche, 
die über den ,eig,enen Knotenamtsbereich hinausgehen, ist die Entfernung zwischen 
den Knotenämtern maßgebend, an 'die die beiden Ortsnetz,e angeschlossen sind. 
Bei Entfernungen Über 100 km ist die Entfernung der heiderseitigen Hauptämter 
maßgebend. Die Gebühren werden als Vielfaches der Ortsgesprächsgebühr, die 
als Gebühreneinheit (GE) gilt, berechnet und entsprechend der Gespräch~zdt 
- mit einer g,ewissen Abstufung - erhoben. Folgende, Gesprächszeiten werden 
geboten: " -

Im Knotenamtsbereich 90 sec Sprechdauer für 1 GE 
im ' Nanverk'ehrsbereich 

bis zu 15 km 

" " 25 " 
." " 50" 

" " 75 " 
" " 100 " 

im Weitverk'ehrsbereich 

60 sec Sprechdauer für 1 GE 
45" " ,,1 GE 
30" " ,,1 GE 
20" " ,,1 GE 
15" " ,,1 'GE 

bis zu 200 km 12 sec Sprecndauer für 1 GE 
" " 300 " 10 " " " .1 GE 

mehr als 300 " 8" " '" 1 GE 
Die neue Art der Gebührenber,echnung im SWFD führt zwar zu Unterschieden 
-gegenüber den bisherig,en Gebühren für den Benutzer und die Deutsche Bundes::< 
post, die sich aber im allg-emeinen ausgleichen. Vor allem aber ergibt sich für den 
Benutz'er aus 'der neuen Gebühr-envorschrifteine fühlhar,e Gebiihrensenkung. 
Der -SWFD 'stellt für den Benutz,ereine Verbesserung des F,ernsprechdtensues 
dar und ist für viele Teilnehmer von ,erheblicher wirtschaftlicher Bedeutung. DLe 
Möglichkeit, die gewünschte Verbindung sogleich und ohne Zeitverlust zu er::< 
halten, ,ohne dringeride Gespräche zur doppelten oder Blitzgespräche zur 10fachen 
Gebühr führen zu müssen, hebt die Betriebsgüte. Der Beriutzungsgl'ad als best,er 
Prüfstein für die Betriebsgüteeines Verk,ehrsuntemehmens zeigt, daß in SWFD" 
Beziehun,gen die Gesprächszahlen meistens erheblich gegenüber dem handvermit" 
tcltcn Fernvcrkchr anstcigen und oft das Doppelte .odcr 'no<;h höhere \'{T,ertc 
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des früheren Verkehrs erreichen. Zwar sinkt di.:! durchschnittliche' Dauer eines 
Gespräches, aber die Gesamtgesprächszeit steigt (9). 
Die Schweiz verfügt üb~rein Fernsprechnctz mit vollautomatischem Fernverkehr, 
dessen ältere Technik für die Zeit" und Zonenerfassung nicht die Gebühren" 
einheit des Ortsgesprächs, sondern die Dreiminuteneinheit des handvermittelten 
Fernverkehrs als Grundlage nimmt. I'Her besteht kein Anrdz zu Kurzgesprächen, 
die den SWFD"Tarif der Bundespost aus volkswirtschaftlicher Sicht auszeichnet. 
Der deutsche Tarif ·erfordert wegen der kürzeren Gesprächszeit weniger Investi" 
tionen für die technischen Einrichtungen des Ferndienstes und ,erlaubt, innerhalb 
eines bestimmten Gebührenaufkommens die höchstmögliche Zahl von Verbin" 
dungen herzustellen. 
Seit dem 1. März 1956 sind die Gebühren für Ferngespräche im SWFD während 
der Zeit von 19.00 bis 7.00 Uhr, an Samstagen ab 14.00 Uhr sowie an Sonn" 
und Feiertagen erheblich gesenkt worden. Bei Ferngesprächen nach Orten über 
25 km Entfernung können die Teilnehmer zu diesen Zeiten für dne Gebühren" 
einheit 45 sec lang sprechen. Ein Gespräch von 3 Minuten Dauer für eine 
beliebige Entfernung über 25 km kostet somit 4 Gebühreneinheiten (= 64 Pf); 
Im Bundesgebiet kann jetzt eine Nachricht über eine beliebige Entfernung im 
SWFD billiger als durch einen Brief übermittelt werden. Ein Brief von dwa 
VJ Schreibmaschinenseiten Länge kann in 46 sec fernmündlich übermittelt werden. 
In einem Ferngespräch für 2 Gebühreneinheiten (~: 32 Pf), d. h. von anderthalb 
Minuten Dauer, können beide Gesprächspartner Nachrichten austauschen, die 
schriftlich nur durch einen Brief und Antwortbrief von zusammen 40 Pf Brief" 
gebühr .mitgeteilt werden können. 

Die Zahl der Gebühreneinheiten für 1 SWFD"Gespräch bleibt seit längerer Zeit 
, konstant und beträgt 5,7 ... 5,8. 
Der Fortfall der Gesprächszettel für SWFD::Verbindungen ist vom F,ernsprech" 
publikum ohne weiteres hingenommen worden. Der Gebührenanzeiger als ZU" 
satzeinrichtung gibt die Möglichkeit, die Gebühren für SWFD"Gespräche zu 
bestimmen: Gebührenzetteldrucker, die von der amerikanischen Technik lent" 
wickelt wurden, sind umfangreiche und teure Einrichtungen und werden hier 
{nicht benötigt. 

Struktur der F'el'nsprechteilnehmer 
Von der früher,en Deutschen Reichspost und der Deutschen Bundespost sind 
mehrfach Berufsstatistiken der Fernsprechteilnehmer aufgestellt worden (10). Sie 
verfolgten das Ziel zu erfahren, wie hoch das Spr,echbedürfnis der verschiedenen 
'Gruppen und wie hoch der Grad der Ertragsfähigkeit des einzelnen Anschluss1es 
ist. Nach den Untersuchungen im Oktober 1950 verteilen sich die Haupt" 
anschlüsse und Gebühreneinnahmen auf die Berufsgruppen wie folgt: 

Berufs" u. Erwerbsgruppen v. H. der Haupt" v. H. der 

Handel und V,erkehr 
Industrie und Handwerk 
Oeff.entliche Dienste 

und private Dienstleistungen 
Land" und Forstwirtschaft 
Beamte und Angestellte 
Selbständige Berufslose 

anschlüsse Solleinnahme -

38,9 
28,8 

21,6 
7,1 
2,3 
1,3 

41,3 
34,4 

19,1 
3,6 
1,0 

1-0,6 
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, Die Anteile der \Venig; und Vielsprecher sind recht bemerkenswert. Im Jahr,e 
1950 ,erbrachten 42 % der Hauptanschlüsse nur ,eine .i\'lonatseinnahmebis zu 
25 DM, während sie an der Gesamteinnahme nur mit 11,2 0;'0 beteiligt war!en. 
Erweitert man die Einnahmegruppe auf 50,- DM monatlich, so enthält, sie 
71 ",li der Hauptanschlüsse, aber nur 27,30/0 der Einnahmen. Dies bedeutet, daß 
die restlichen 29 0;0 der Hauptanschlüsse insgesamt 72,7 0/0 der gesamten Ein" 
nahmen ,erbrachten. Die Vielsprecher stellen somit die Gruppe dar, aus der die 
Fernsprechgebühren im wesentlichen fließen. 
Teilt man die gesamten Einnahmen nach Gebühr.enarten ,auf, so entfallen auf 
Grundgebühr 18,8%, Ortsgesprächsgebühr,en 28,20/0, Ferngesprächsgebühren 45,3 0/0 
und andere Gebühren 7,7%. Im allgemeinen steigt das Gebührenaufk>ommen je 
Anschluß mit zunehmenderOrtsnetzgröße. Dies ist erklärlich, wenn man be" 
denkt, daß in den großen Ortsnetzen erhöhte Spr,echmöglichkeiten bestehen und 
dort auch die Berufsgruppen mit großem Sprechbedürfnis stärker vertreten sind. 
Auch übersteigt "das Verkehrs~ und Gebühr·enaufkommen in Ortsnetzen ,mit 
Wählbetrieb dasjenige in Ortsnetzen gleicher. Größe mit 'Handbetrieb meist 
wesentlich. 

Invcstitionsbedaxf für Fernsprechanlagen 
Die Deutsche Bundespost hat in den Jahren 1949 bis 1955 4,5 Milliarden DM 
investiert davon 3,3 Milliarden in Betriebsanlagen, die zu über 90 % dem Fern" 
sprechwe~;en dienen (11). Im Vergleich zu den Erträgen desselben Zeitraumes 
von 17,9 Milliarden DM machen die Sachinvestitionen· 18,70/0 aus. Angesichts 
der ,erheblichen Kriegsschäden an den Betriebsanlag,en, der notwendigen Er" 
neuerung alter Anlagen und des steigenden Ausbaugrades als Folge der Verkehrs" 
zunahme waren die Investitionen unumgänglich. 
In den kommenden Jahren sind erhebliche Geldmittel für den weiteren Ausbau 
'erfmderlich um den wachsenden V,erkehrsbedürfnissenentsprechen zu können. 
Man. kann ~lie Gesamtkosten für die Erweiterung des Fernsprechnetz,es mit den 
Anteilen· für Orts" und F,ernleitungen, Orts" und Fernämter, Nebenstellen und 
Gebäude auf den Hauptanschluß als Einheit beziehen 'lind kommt zu einem Auf~ 
wand von rd. 3000 DM für einen Hauptanschluß. Nimmt man in 10 Jahren 
eine VIerdoppelung der bestehenden Hau1?tanschlüsse an, müssen 7,5 Milliard~n 
DM investiert werden. Die Aufbringung dieser gewaltigen Summe, zu der noch 
der Bedarf für die weiteren 'Zweige des Fernmeldewesens und für Erneuerungs" 
zwecke kommt,· aus Eigenmitteln der DBP ist ausgeschlossen. Seit Jahren ist 
in V,eröHentlichungen darauf hingewiesen worden, daß die Bilanzstruktur der 
DBP ungesund ist, weil der Anteil des Eigenkapitals auf 45 0/0 zurückgegangen 
ist, 'Ühne daß die Fl'emdmittel als langfristiges Kapital zur V,erfügung stehen (12). 
Zwar s,oll die DBP nach dem P,ostv,erwaltungsgesetz den Inv,estitionsbedarf aus 
eigenen Einnahmen decken. I-Iierzu müßte sie die derzeitigen Tarife kräftig er~ 
höhen. Heute ist aber mehr denn je eine Tariferhöhung ,eine politische Frag,e, 
die hier nicht untersucht werden kann. Wäre die Post >eine Aktiengesellschaft, 
könnte sie das Stammkapital ,erhöhen oder Obligationen herausgehen. Der Bund 
als Eigentümer der P,ost wird den Weg finden müss,en, auf dem die DBP die 
benötigten Geldmittel erhält. Die Regierungserklärung des Bundeskanzlers vom, 
29. Oktober 1957 'erhält den bedeutsamen Hinweis, daß der PlOst die Mittel zum 
Ausbau der Nachrichtenanlagen gewährt werden müssen. ' 

Organisatorische Struktur . . 
Die finanzielle Struktur des Fernspr,echwesens ist eng mit der organisatorischen 
verknüpft. In der Bundesrepublik regeln einige Gesetz·e die Stellung des gesamten 
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Fernmeldewesens einschließlich des Fernsprechwesens. Nach dem Grundgesetz' 
gehört das p.ost~ und Fernmeldewesen zur ausschließlichen Ges-etzgebung des 
Bundes (Art. 73) und wird in bundeseigener Verwaltung mit -eigenem Verwab 
tungsunterbau geführt (Art. 87). Das Gesetz über Fernmeldeanlagen ,errichtet 
das Hoheitsr,echt des Bundes für die Errichtung und den Betrieb von P,ernmelde~ 
anlagen für die V,ermittlung von Nachrichten (13). Es wird vom Bundespost~ 
minister ausgeübt. Für die Unterbringung der Leitungsnetze kann die DBP 
kostenlos öffentliche Straßen und Plätze nach dem Tdegraphenwegegesetz 
benutzen, lllUß allerdings die Instandsetzung der Verkehrswege auf ihre 
Kosten voQrnehmen (14). Das bereits erwähnte Gesetz über die Verwaltung 
der DBP macht ,es dem Bundespostminister als Leiter der Verwaltung der DBP 
zur Pflicht, die Entwicklung der verschiedenen Nachrichtenzweige innerhalb 
der DBP miteinander in Einklang zu bringen und die Betriebsanlagen den An~ 
forderungen des Verkehrs 'entsprechend weiter zu entwickeln und zu vervol1~ 
kommnen. Das dem PoQst~ und F-ernmeldewesen gewidmete Bundesvermög,en 
ist als Sondervermögen zu behandeln. Die DBP soQ11 die notwendigen Ausgaben 
ohne Inanspruchnahme von Zuschüssen aus 'der Bundeskasse aus ihren Ein~ 
nahmen bestreiten. 
So ist die DBP 'organisatorisch das Musterbeispiel ,einer staatlichen V,erwaltung, 
deDen Spitz'e, der Bundesminister für das PoQst~ und Fernmeldewes,en, zugleich 
Mitglied der R'egierung ist. Die meisten europäischen Staaten w,eiseneine ähn~ 
liche OrganisaHon auf, in der das Fernsprechwesen mit der PoQst v,erbunden ist. 
Mitunter steht an der Spitze dieses staatlichen Unternehmens dn Gener:al~ 
direktor, der nicht Mitglied der Regierung ist. 
Die V'erstaatlichung des Fernsprechdienstes wird in den meisten Ländern damit 
begründet, daß der Staat wegen der Größe und Einheitlichkeit der Betriebsanlag,en 
einen Moonopolanspruch haben müsse. Auch sprechen volkswirtschaftliche, poli~ 
tische und miUtärische Gesichtspunkte mit. Der Weitv,erkehrerfordert ühnehin 
eine Zentralisation, die zumindest unter staatlicher z. T. unt,er internaHonaler Mit" 
wirkung stehen muß. Solange die Tdegraphie etas -einzige SCImellnachrichten" 
mittel wal', wurde die Frage nach privater Beteiligung in Deutschland nie 'ernst" 
lich zur Entscheidung gestellt. Privatisierungs bestrebungen kamen ,erst auf, als 
das Privatkapital die Bedeutung des Fernsprechers für den Unternehmer und 
die wirtschaftliche Macht dieses Nachrichtenmittels erkannte. V,ersuche YoQn pri" 
vater Seite wurden in Deutschland abgelehnt; mit dem Telegraphengesetz von 
1892 wurde der privaten Beteiligung der Weg verbaut. 
In anderen europäischen Ländern bestand im F-ernspr,echwesen zunächst dn 
~etthewerb mehr,er-er Unternehmer, der mit zunehmender Entwicklung der Kon" 
z,essionierung für dne Ges,ellschaft oQder wie in Frankr-eich Oest,errdch und den 
Niederlanden, der V,erstaatlichung unter' Aufwendung beträ~htlicher Abfindungs~ 
summen an die Privatgesellschaften weichen mußt-e. 
In den USA, dem Lande mit dem jgrößten.öffentlichen Fernsprechnetz ,der; 
Welt, befindet sich das Fernsprechwesen seit Gründung der ersten Bell"GeseU" 
schaft im Jahre 1877 in privater Hand. Im Laufe der Jahrzehnte sind dort große, 
einheitlich mganisierte Unternehmen entstanden, die über gDoße Kapitalien ver" 
fügen. D1e American Tdephone & Tdegraph Co. (A. T. & T.) als DachgeseU" 
schaft voQn 22 Betriebsgesellschaften beherrscht mit einem Anteil von 16,2 Mil" 
liarden Dollars an der GesamtinvestitioQn für die Fernspr,echdienste von 18,5 Mil" 
Harden Dollars das US"amerikanische Fernsprechwesen in weitem Maße (15). 
Sie ist zugleich eine der größten Aktiengesellschaften der Wdt. Ihr Stamm" 
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kapital besteht aus 60 Millionen Anteilen zu 100 Dollars. Die Zahl der AHo" 
näre beläuft sich auf fast 1,5 Millionen, von denen keiner mehr als 1 j:lO von -einem 
Prüzent des gesamten Aktienkapitals besitzt. Der Durchschnittsbesitz beträgt 39 
Anteile. Eine Erhöhung des AK auf 100 Millionen Anteile ist in Aussicht ge" 
nommen. Die Dividende beträgt seit über 35 Jahren konstant 9 Dollars pro 
Jahr und verleiht der Aktie den Charakter eines festverzinslichen Staatspapiers. 
Die V,erwaltung der A. T. & T. ist bestrebt, die weite Streuung des Akti-enbesitzes 
beizubehalten und erreicht dies Ziel auf dem Weg-e der Einräumung von ViQf~ 
kaufsrechten für \X'ande1obligationen und junge Aktien an die Aktionäre im 
festen V,erhältnis zum Aktienhesitz und durch Aktienverkauf an die 750000 
Angestellten des Konz-erns. 

Nehen dieser völlig abweichenden Organisation und Finanzgebarung liegt ein 
wes,entlicher Strukturunterschied g,egenüber den Staatsbetrieben darin, daß die 
A. T. & T. eine -eigene Konz-ernfabrik in der W-estern Electric Co. besitzt, von der 
die Betriebsgesellschaften die technischen Einrichtungen, Geräte und Materialien 
beziehen, die zum Ausbau des Fernsprechnetzes benötigt werden. Die Bell~ 
Laboratorien als z.entrum der wissenschaftlichen Forschung und technischen 
Entwicklung sowie das Long Lines Department als Organisation für den zwi~ 
schenstaatlichen Verkehr in den USA' und mit dem Ausland ergänzen den 
Ktonz-ernaufhau. 

Die Leistungen der A. T. & T. sind imponierend. Im Jahre 1955 wurden beispiels" 
weis-e 2880000 Sprechstellen neu eingerichtet. Die Gesamtinvestiti'Ün ibetrug 
1,6 Milliarden Dollars. ' . 

Die umfangreichen Mittel des Eigenkapitals werden durch langfristige Anleihc~ 
mittel v,erstärkt, die 40% 'des Gesamtkapitals ausmachen. Aus dem Jahre 1955 
ist die Ausgabe von Wandelobligatione~ im Betrage von 637 Millionen Dollars 
zu -erwähnen, deren _ Umwandlung in Aktien zum _ großen Teil durchgeführt ist 
und zw_ar im Verhältnis von 100 Dollars Obligationen zuzüglich 48 Dollars bar 
gegen dne 100~Dollar"Aktie. Außer den Eigenmitteln benötigt die A. T. & T. bei 
dem derz,eitigen Investitimispwgramm monatlich 100 Millionen Dollars Fremd~ 
mittel. 
In den USA bestehen etwa 8,5 Millionen SprechsteUen, die nicht zum Bell"Kon .. 
zern g,ehöl'en. Sie befinden sich im Besitz von 4900 verschiedenen f,ernsprecIv 
gesellschaften, der sogenannten' Independents, die den Fernsprechdienstalif 
annähernd zwei Dritteln der Fläche der V-er,einigten Staaten wahrnehmen, wälv 
rend der Haupthesitz der A. T. & T. in den dichtbesiedelten Oststaaten. liegt. 
Der größte Konzern der Indeperidents, die General T'elephone Co., verfügt über 
2,5 Mil1tonen Sprechstellen, die sich auf 30 Staaten der Union verteilen (16). Der 
Grund zur Bildung vieler kleiner Gesellschaften, von denen 4400 unter 1 500 
SprechsteUen betreiben, liegt neben dem 1mterschiedlichen Grad der wirtschaft" 
lichen Entwicklung in den riesigen Entfernungen des Landes, die ,einer' Zentra" 
lisaüon ,entg,egenstehen. 

Auf Grund des CommunicaHons Act von 1934 wurde -eine z-entrale Fernmelde::: 
verwaltung' der amerikanischen Bundesregierung errichtet, die unter dem 
Namen F,ederal Communications Commission (FCe) bekanntgeworden ist. Die 
FCC übt eine weitgehende Kontrolle der Fernmeldehefriebsgesellschaften (com~ 
mon carriers) aus, die zur Berichterstattung verpflichtet sind. Die FCC prüft 
Einnahmen, Bilanz'en, Abschreib'ungen und Statistiken; erteilt Betriebsgenehmi" 
gungen aller Art und hat besoriders weitgehende Zuständigkeiten im funkdi'enst. 
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Dic V,crfechter der Antitrust~Gesetzgebung haben es an Angriffen gegen die 
MachtzusammenbaUung im Bell<Konzern nicht fehlen lassen. Die amerikanische 
Regierung hat mehrfach, zuletzt im Jahre 1950 durch den Communications Policy 
Board,. dic zweckmäßigste Organisations~ und Betri·ebsform der Fernmeldedienste 
untersuchen lassen. Im Ergebnis bleibt die private Organisationsform erhalten, 
wenigstens für. die Gegenwart. Es werden aber Maßnahmen empfohlen, um im 
Interess,e der amerikanischen Wirtschaft, der Landesverteidigung und der Bezie~ 
hungen zum Ausland zu verhindern, daß der Fernsprechdienst in fremde Hände 
oder unter fremde Leitung kommt. Die Stellungnahme der Untersuchl1ngsaus~ 
schüsse wird stark von dem Kampf der konkurrierenden Gesellschaften für F,ern~ 
sprechbetrieb, Telegraphenbetrieb im Inland, Seekabel~ und Funktelegraphie nach 
dem Ausland und der Konkurrenz mit der Luftpost überschattet, die hier nicht 
betrachtet werden. Eine endgültige Regelung ist noch nicht getroffen, dürfte 
aber in den kommenden Jahren zu erwarten sein. 

Im Januar 1956 wurde 'ein seit 7 Jahren gegen die A. T. & T. laufender, vom 
Justizministeriumauf Grund des Antitrust~Gesctzes angestrengter Prozeß be~ 
endet. Das Ministerium hatte auf Abtrennung der Western Electric Co. v.om 
Konzern geklagt. Ferner sollte die W;estern ihre 50prozentige Beteiligung an 
den Bell Laboratories aufgeben und anschließend in drei getrennte Firmen auf~ 
geteilt werden. Das Urteil bestätigt die A. T. & T.a1s F'ernspl'echbetriebsgesell~ 
schaft (common carriers), soweit die Dienste unter den Communications Act von 
1934 fallen, und in allen Diensten und Lieferungen für die Regierung. Der K'on~ 
zernzusammenhang mit der Western Electric und den Bell~Laboratorien bleibt 
bestehen, dagegen soll die Gesellschaft den Betrieb privater Netze aufgeben, 
soweit sie nicht der Regierung dienen 'Oder di.: Gebührensätze behördlicher Re~ 
ge!ung nicht unterliegen. Von zahlreichen Einzelbestimmungen des Urteils kann 
hier ,abgesehen werden. W,esentlich ist, daß die Struktur des amerikanischen 
Fernsiprechdiensteserhalten bleibt (17). 

Stellt man Staats~ und Privatbetriebe im Vergleich gegenüber, so läßt sich fest~ 
stellen, daß beide Organisationsformen den Aufgaben des Fernsprechdienstes 
gerecht werden können, daß aber dne straffe staatliche Kontrolle unerläßlich ist. 
Füreuwpäiscne V,erhältnisse dürfte der staatliche Betrieb zu empfehlen sein, 
um die gleidlmäßige Förderung aller Gebiete zu sichern. 

Technisch,betriebliche Stru~tur in d'er Zukunft 
Der Netzausbau für die Fernsprechdienste wird stärkstens vom F.ortschritt der 
Technik und den Betriebsformen beeinflußt. Als Marksteine der fernsprech~ 
technischen Entwicklung können gelten: 

vor 50 Jahren der -elektromechanische \Vähler in der Technik der Ortsämt,cr, 
vor 40 Jahren Elektronenröhre, Verstärker und Fernkabei, 
vor 30 Jahren die Eröffnung internationaler Funkferpsprechlinien, 
vor,20 Jahren die Trägerfrequenztechnik im F'ernkabel, 
vor 10 Jahren die Richtfunktechnik und der wartezeitl'Üs,e Selbstwähl~ 

Verkehr im Ferndienst, 

vur 1 Jahr \ der F,ernsprechbetrieb auf dem transatlantischen Seekabel, 
~nsch,ließend auf Seekabeln nach Alaska und Hawai. 

Heute 'erstrebt man dneerhöhte V,erstän'dlichkeit und Natürlichkeit der Sprache, 
die V'erfeinerung der Ortsvermittlungstechnik hinsichtlich Störfveiheit und 
Pflegeaufwand, die Schaffung leistungsfähigcr Fernlinien für stärkste Ansprüche 
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in der Fernkabel~ und Richtfunktechnik,die Ausweitung des Se1bstwählfern~ 
dienstes im Inland und auf wichtige Verkehrs beziehungen mit dem Ausland 
und die Ablösung, zumindest aber die Ergänzung der Elektronenröhre durch den 
Transistor. Die technischen und betrieblichen \Vege zur Err,eichung dieser Ziele 
sind gegeben; ob sie in annehmbaren Zeiträumenerr,eicht werden, ist neben einet' 
ungestörten wirtschaftlichen Entwicklung vor allem' von der Aufbringung der 
erforderlichen Investitionsmittel abhängig. Diese Aufgabe hat in Westdeutsch~ 
land der Bund zu lösen. 
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